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Auflistung der genannten Paragrafen des 
Unternehmensrechts, Fassung 15.2.2011:306

§ 221. (1) Kleine Kapitalgesellschaften sind solche, die 
mindestens zwei der drei nachstehenden Merkmale 
nicht überschreiten: 

1. 4,84 Millionen Euro Bilanzsumme; 
2. 9,68 Millionen Euro Umsatzerlöse in den zwölf 

Monaten vor dem Abschlussstichtag; 
3. im Jahresdurchschnitt 50 Arbeitnehmer. 
(2) Mittelgroße Kapitalgesellschaften sind solche, die 

mindestens zwei der drei in Abs. 1 bezeichneten Merk-
male überschreiten und mindestens zwei der drei nach-
stehenden Merkmale nicht überschreiten: 

1. 19,25 Millionen Euro Bilanzsumme; 
2. 38,5 Millionen Euro Umsatzerlöse in den zwölf 

Monaten vor dem Abschlussstichtag; 
3. im Jahresdurchschnitt 250 Arbeitnehmer. 
(3) Große Kapitalgesellschaften sind solche, die min-

destens zwei der drei in Abs. 2 bezeichneten Merkmale 
überschreiten. Eine Kapitalgesellschaft gilt stets als 
groß, wenn Aktien oder andere von ihr ausgegebene 
Wertpapiere an einem geregelten Markt im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 BörseG oder an einem anerkannten, für das 
Publikum offenen, ordnungsgemäß funktionierenden 
Wertpapiermarkt in einem Vollmitgliedstaat der OECD 
zum Handel zugelassen sind. 

(4) Die Rechtsfolgen der Größenmerkmale (Abs. 1 bis 
Abs. 3 erster Satz) treten ab dem folgenden Geschäfts-
jahr ein, wenn diese Merkmale 

1. an den Abschlußstichtagen von zwei aufeinander-
folgenden Geschäftsjahren überschritten beziehungs-
weise nicht mehr überschritten werden; 

2. bei Umgründungen (Verschmelzung, Umwand-
lung, Einbringung, Zusammenschluß, Realteilung oder 
Spaltung) und Neugründungen am ersten 
Abschlußstichtag nach der Umgründung oder Neugrün-
dung vorliegen; dies gilt auch bei der Aufgabe eines Be-
triebes oder eines Teilbetriebes, wenn die Größen-
merkmale um mindestens die Hälfte unterschritten wer-
den. 

(5) Ist bei einer unternehmerisch tätigen eingetrage-
nen Personengesellschaft kein unbeschränkt haftender 
Gesellschafter eine natürliche Person, so unterliegt die 
Personengesellschaft hinsichtlich der in den §§ 222 bis 
243 und §§ 268 bis 283 geregelten Tatbestände den der 
Rechtsform ihres unbeschränkt haftenden Gesellschaf-
ters entsprechenden Rechtsvorschriften; ist dieser keine 
Kapitalgesellschaft, so gelten die Vorschriften für Ge-
sellschaften mit beschränkter Haftung. 

(6) Der Durchschnitt der Arbeitnehmeranzahl bestimmt 
sich nach der Arbeitnehmeranzahl an den jeweiligen 
Monatsletzten innerhalb des Geschäftsjahrs. 

(7) Der Bundesminister für Justiz wird ermächtigt, in 
Umsetzung von Rechtsvorschriften der Europäischen 
Union durch Verordnung an Stelle der in Abs. 1 und 2 
angeführten Merkmale andere Zahlen festzusetzen. 

 
306 Bundesgesetz über besondere Vorschriften für Un-

ternehmen (2011). 

§ 222. (1) Die gesetzlichen Vertreter einer Kapitalge-
sellschaft haben in den ersten fünf Monaten des Ge-
schäftsjahrs für das vorangegangene Geschäftsjahr den 
um den Anhang erweiterten Jahresabschluss, einen La-
gebericht sowie gegebenenfalls (§ 243b) einen Corpora-
te Governance-Bericht aufzustellen und den Mitgliedern 
des Aufsichtsrats vorzulegen. Der Jahresabschluss, der 
Lagebericht sowie der Corporate Governance-Bericht 
sind von sämtlichen gesetzlichen Vertretern zu unter-
zeichnen. 

(2) Der Jahresabschluß hat ein möglichst getreues 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Un-
ternehmens zu vermitteln. Wenn dies aus besonderen 
Umständen nicht gelingt, sind im Anhang die erforderli-
chen zusätzlichen Angaben zu machen. 

§ 243a. (1) Eine Aktiengesellschaft, deren Aktien zum 
Handel auf einem geregelten Markt im Sinn des § 1 
Abs. 2 BörseG zugelassen sind oder die ausschließlich 
andere Wertpapiere als Aktien auf einem solchen Markt 
emittiert und deren Aktien mit Wissen der Gesellschaft 
über ein multilaterales Handelssystem im Sinn des § 1 
Z 9 WAG 2007 gehandelt werden, hat im Lagebericht 
überdies anzugeben: 

1. die Zusammensetzung des Kapitals einschließlich 
der Aktien, die nicht auf einem geregelten Markt im Sin-
ne des § 1 Abs. 2 BörseG gehandelt werden, sowie ge-
gebenenfalls die Angabe der verschiedenen Aktiengat-
tungen und zu jeder Aktiengattung die Angabe der mit 
dieser Gattung verbundenen Rechte und Pflichten sowie 
des Anteils dieser Gattung am Gesellschaftskapital; 

2. alle Beschränkungen, die Stimmrechte oder die 
Übertragung von Aktien betreffen, auch wenn sie in Ver-
einbarungen zwischen Gesellschaftern enthalten sind, 
soweit sie dem Vorstand der Gesellschaft bekannt sind; 

3. direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, 
die zumindest 10 vom Hundert betragen; 

4. die Inhaber von Aktien mit besonderen Kontroll-
rechten und eine Beschreibung dieser Rechte; 

5. die Art der Stimmrechtskontrolle bei einer Kapital-
beteiligung der Arbeitnehmer, wenn sie das Stimmrecht 
nicht unmittelbar ausüben; 

6. die sich nicht unmittelbar aus dem Gesetz erge-
benden Bestimmungen über die Ernennung und Abberu-
fung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats 
und über die Änderung der Satzung der Gesellschaft; 

7. die sich nicht unmittelbar aus dem Gesetz erge-
benden Befugnisse der Mitglieder des Vorstands, insbe-
sondere hinsichtlich der Möglichkeit, Aktien auszugeben 
oder zurückzukaufen; 

8. alle bedeutenden Vereinbarungen, an denen die 
Gesellschaft beteiligt ist und die bei einem Kontrollwech-
sel in der Gesellschaft infolge eines Übernahmeange-
bots wirksam werden, sich ändern oder enden, sowie ih-
re Wirkungen; ausgenommen hiervon sind Vereinbarun-
gen, deren Bekanntmachung der Gesellschaft erheblich 
schaden würde, es sei denn, die Gesellschaft ist zur Be-
kanntgabe derartiger Informationen aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften ausdrücklich verpflichtet; 

9. Bestand und wesentlicher Inhalt von Entschädi-
gungsvereinbarungen zwischen der Gesellschaft und ih-
ren Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern oder Arbeit-
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nehmern für den Fall eines öffentlichen Übernahmean-
gebots. 

(2) Eine Gesellschaft, deren Aktien oder andere von 
ihr ausgegebene Wertpapiere zum Handel auf einem ge-
regelten Markt im Sinn des § 1 Abs. 2 BörseG zugelas-
sen sind, hat im Lagebericht darüber hinaus die wich-
tigsten Merkmale des internen Kontroll- und des Risiko-
managementsystems im Hinblick auf den Rechnungsle-
gungsprozess zu beschreiben. 

§ 243b. (1) Eine Aktiengesellschaft, deren Aktien zum 
Handel auf einem geregelten Markt im Sinn des § 1 
Abs. 2 BörseG zugelassen sind oder die ausschließlich 
andere Wertpapiere als Aktien auf einem solchen Markt 
emittiert und deren Aktien mit Wissen der Gesellschaft 
über ein multilaterales Handelssystem im Sinn des § 1 
Z 9 WAG 2007 gehandelt werden, hat einen Corporate 
Governance-Bericht aufzustellen, der zumindest die fol-
genden Angaben enthält: 

1. die Nennung eines in Österreich oder am jeweili-
gen Börseplatz allgemein anerkannten Corporate Go-
vernance Kodex; 

2. die Angabe, wo dieser öffentlich zugänglich ist; 
3. soweit sie von diesem abweicht, eine Erklärung, in 

welchen Punkten und aus welchen Gründen diese Ab-
weichung erfolgt; 

4. wenn sie beschließt, keinem Kodex im Sinn der 
Z 1 zu entsprechen, eine Begründung hiefür. 

(2) In diesem Bericht sind anzugeben: 
1. die Zusammensetzung und die Arbeitsweise des 

Vorstands und des Aufsichtsrats sowie seiner Aus-
schüsse; 

2. welche Maßnahmen zur Förderung von Frauen im 
Vorstand, im Aufsichtsrat und in leitenden Stellungen (§ 
80 AktG) der Gesellschaft gesetzt wurden. 

§ 246. (1) Ein Mutterunternehmen ist von der Pflicht, 
einen Konzernabschluß und einen Konzernlagebericht 
aufzustellen, befreit, wenn 

1. am Abschlußstichtag seines Jahresabschlusses 
und am vorhergehenden Abschlußstichtag 

mindestens zwei der drei nachstehenden Merkmale 
zutreffen: 

 a) Die Bilanzsummen in den Bilanzen des Mut-
terunternehmens und der Tochterunternehmen, die in 
den Konzernabschluß einzubeziehen wären, überstei-
gen insgesamt nicht 21 Millionen Euro. 

 b) Die Umsatzerlöse des Mutterunternehmens 
und der Tochterunternehmen, die in den Konzer-
nabschluß einzubeziehen wären, übersteigen in den 
zwölf Monaten vor dem Abschlußstichtag insgesamt 
nicht 42 Millionen Euro. 

 c) Das Mutterunternehmen und die Tochterun-
ternehmen, die in den Konzernabschluß einzubeziehen 
wären, haben in den zwölf Monaten vor dem 
Abschlußstichtag im Jahresdurchschnitt nicht mehr als 
250 Arbeitnehmer beschäftigt; oder 

2. am Abschlußstichtag eines von ihm aufzustellen-
den Konzernabschlusses und am vorhergehenden 
Abschlußstichtag mindestens zwei der drei nachstehen-
den Merkmale zutreffen: 

 a) Die Bilanzsumme übersteigt nicht 17,5 Millio-
nen Euro. 

 b) Die Umsatzerlöse in den zwölf Monaten vor 
dem Abschlußstichtag übersteigen nicht 35 Millionen Eu-
ro. 

 c) Das Mutterunternehmen und die in den Kon-
zernabschluß einbezogenen Tochterunternehmen haben 
in den zwölf Monaten vor dem Abschlußstichtag im Jah-
resdurchschnitt nicht mehr als 250 Arbeitnehmer be-
schäftigt. 

(2) Die Rechtsfolgen der Merkmale gemäß Abs. 1 Z 1 
und 2 treten, wenn diese Merkmale an den 
Abschlußstichtagen von zwei aufeinanderfolgenden Ge-
schäftsjahren zutreffen, ab dem folgenden Geschäftsjahr 
ein. 

(3) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn am Abschluss-
stichtag Aktien oder andere von dem Mutterunterneh-
men oder einem in den Konzernabschluss des Mutterun-
ternehmens einbezogenen Tochterunternehmen ausge-
gebene Wertpapiere an einem geregelten Markt im Sin-
ne des § 1 Abs. 2 BörseG oder an einem anerkannten, 
für das Publikum offenen, ordnungsgemäß funktionie-
renden Wertpapiermarkt in einem Vollmitgliedstaat der 
OECD zum Handel zugelassen sind. 

(4) § 221 Abs. 7 gilt sinngemäß für die in Abs. 1 Z 1 
und 2 angeführten Merkmale. 

§ 269a. Wenn und soweit die Europäische Kommissi-
on internationale Prüfungsstandards übernommen hat, 
sind Abschlussprüfungen und Konzernabschlussprüfun-
gen unter Beachtung dieser Grundsätze durchzuführen. 

§ 271. (1) Ein Wirtschaftsprüfer darf die Abschlussprü-
fung nicht durchführen, wenn Gründe, insbesondere Be-
ziehungen geschäftlicher, finanzieller oder persönlicher 
Art, vorliegen, nach denen die Besorgnis der Befangen-
heit besteht. 

(2) Ein Wirtschaftsprüfer ist als Abschlussprüfer aus-
geschlossen, wenn er 

1. Anteile an der zu prüfenden Gesellschaft oder an 
einem Unternehmen besitzt, das mit dieser Gesellschaft 
verbunden ist oder an dieser mindestens 20 von Hundert 
der Anteile besitzt, oder auf Erwerb, Verwaltung und 
Veräußerung derartiger Anteile maßgeblichen Einfluss 
hat; 

2. gesetzlicher Vertreter oder Mitglied des Aufsichts-
rats oder Arbeitnehmer der zu prüfenden Gesellschaft 
oder eines Unternehmens ist, das mit dieser Gesell-
schaft verbunden ist oder an dieser mindestens 20 von 
Hundert der Anteile besitzt, oder diese Tatbestände in-
nerhalb von 24 Monaten vor dem Beginn des zu prüfen-
den Geschäftsjahrs erfüllt hat; 

3. über keine Bescheinigung gemäß § 15 A-QSG 
verfügt; 

4. bei der zu prüfenden Gesellschaft oder für die zu 
prüfende Gesellschaft in dem zu prüfenden Geschäfts-
jahr oder bis zur Erteilung des Bestätigungsvermerks 

 a) bei der Führung der Bücher oder der Aufstel-
lung des zu prüfenden Jahresabschlusses über die Prü-
fungstätigkeit hinaus mitgewirkt hat, 

 b) bei der internen Revision mitgewirkt hat, 
 c) Managementaufgaben übernommen hat oder 

in das Treffen von Entscheidungen, insbesondere über 
die Auswahl der gesetzlichen Vertreter oder der im Be-
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reich der Rechnungslegung leitenden Angestellten, ein-
bezogen war, 

 d) Bewertungsleistungen oder versicherungsma-
thematische Dienstleistungen erbracht hat, die sich auf 
den zu prüfenden Jahresabschluss nicht nur unwesent-
lich auswirken; 

5. gesetzlicher Vertreter, Mitglied des Aufsichtsrats 
oder Gesellschafter einer juristischen Person oder einer 
Personengesellschaft, Arbeitnehmer einer natürlichen 
oder juristischen Person oder einer Personengesell-
schaft ist, sofern die natürliche oder juristische Person, 
die Personengesellschaft oder einer ihrer Gesellschafter 
gemäß Z 4 nicht Abschlussprüfer der zu prüfenden Ge-
sellschaft sein darf ; 

6. bei der Prüfung eine Person beschäftigt, die ge-
mäß Z 1, 2, 4 oder 5 nicht Abschlussprüfer sein darf; 

7. in den letzten fünf Jahren jeweils mindestens 30 
von Hundert der Gesamteinnahmen aus seiner berufli-
chen Tätigkeit aus der Prüfung und Beratung der zu prü-
fenden Gesellschaft oder von mit dieser verbundenen 
Unternehmen oder von Unternehmen, an denen die zu 
prüfende Gesellschaft mindestens 20 von Hundert der 
Anteile besitzt, bezogen hat, wenn dies auch im laufen-
den Geschäftsjahr zu erwarten ist. 

(3) Ein Wirtschaftsprüfer ist als Abschlussprüfer ferner 
ausgeschlossen, wenn er seinen Beruf zusammen mit 
einer gemäß Abs. 2 Z 1, 2, 4, 5, 6 oder 7 ausgeschlos-
senen Person ausübt oder gemeinsam mit dieser im 
Rahmen gemeinsamer Berufsausübung die Vorausset-
zung des Abs. 2 Z 7 erfüllt. 

(4) Eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft gilt bei der 
Abschlussprüfung als befangen, wenn der den Bestäti-
gungsvermerk unterzeichnende Wirtschaftsprüfer oder 
eine für ihn tätige Person, die eine maßgeblich leitende 
Funktion bei der Prüfung ausübt, nach Abs. 1 befangen 
ist. Eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist von der Ab-
schlussprüfung ausgeschlossen, wenn sie selbst, einer 
ihrer gesetzlichen Vertreter, ein Gesellschafter, ein mit 
ihr verbundenes Unternehmen oder eine von ihr bei der 
Prüfung beschäftigte Person nach Abs. 2 Z 1, 2, 4, 5, 6 
oder 7 ausgeschlossen ist, oder einer ihrer Gesellschaf-
ter an einer ausgeschlossenen Gesellschaft beteiligt ist, 
oder jemand, der zumindest mittelbar an der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft beteiligt ist, auch an einer 
ausgeschlossenen Gesellschaft mit mehr als fünf von 
Hundert zumindest mittelbar beteiligt ist. Eine Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft ist ferner ausgeschlossen, 
wenn sie über keine Bescheinigung gemäß § 15 A-QSG 
verfügt. 

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind auf den Konzernabschluss-
prüfer sinngemäß anzuwenden. 

(6) Weiß der Abschlussprüfer, dass er ausgeschlos-
sen oder befangen ist, so gebührt ihm für dennoch er-
brachte Leistungen kein Entgelt. Dies gilt auch, wenn er 
seine Ausgeschlossenheit erkennen hätte müssen oder 
wenn er grob fahrlässig seine Befangenheit nicht er-
kannt hat. 

§ 271a. (1) Ein Wirtschaftsprüfer ist als Abschlussprü-
fer einer Gesellschaft im Sinn des § 221 Abs. 3 zweiter 
Satz sowie einer großen Gesellschaft, bei der das Fünf-
fache eines der in Euro ausgedrückten Größenmerkmale 
einer großen Gesellschaft (§ 221 Abs. 3 erster Satz in 

Verbindung mit Abs. 4 bis 6) überschritten wird, neben 
den in § 271 Abs. 2 genannten Gründen ausgeschlos-
sen, wenn er 

1. in den letzten fünf Jahren jeweils mindestens 15 
von Hundert der Gesamteinnahmen aus seiner berufli-
chen Tätigkeit aus der Prüfung und Beratung der zu prü-
fenden Gesellschaft oder von mit dieser verbundenen 
Unternehmen oder von Unternehmen, an denen die zu 
prüfende Gesellschaft mindestens 20 von Hundert der 
Anteile besitzt, bezogen hat, wenn dies auch im laufen-
den Geschäftsjahr zu erwarten ist; 

2. in dem zu prüfenden Geschäftsjahr über die Prü-
fungstätigkeit hinaus für die zu prüfende Gesellschaft 
Rechts- oder Steuerberatungsleistungen erbracht hat, 
die über das Aufzeigen von Gestaltungsalternativen hi-
nausgehen und die sich auf den Jahresabschluss nicht 
nur unwesentlich auswirken; 

3. in dem zu prüfenden Geschäftsjahr für die zu prü-
fende Gesellschaft bei der Entwicklung, Installation und 
Einführung von Rechnungslegungsinformationssyste-
men mitgewirkt hat; 

4. einen Bestätigungsvermerk gemäß § 274 über die 
Prüfung des Jahresabschlusses der Gesellschaft bereits 
in fünf Fällen gezeichnet hat; dies gilt nicht nach einer 
Unterbrechung der Prüfungstätigkeit für zumindest zwei 
aufeinander folgende Geschäftsjahre. 

(2) Ein Wirtschaftsprüfer ist als Abschlussprüfer einer 
in Abs. 1 genannten Gesellschaft neben den in § 271 
Abs. 2 und 3 genannten Gründen ferner ausgeschlos-
sen, wenn er seinen Beruf zusammen mit einer gemäß 
Abs. 1 Z 2 oder 3 ausgeschlossenen Person ausübt 
oder gemeinsam mit dieser im Rahmen gemeinsamer 
Berufsausübung die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 er-
füllt. 

(3) Eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist von der 
Abschlussprüfung einer in Abs. 1 genannten Gesell-
schaft neben den in § 271 Abs. 4 genannten Gründen 
ausgeschlossen, wenn sie selbst, einer ihrer gesetzli-
chen Vertreter, ein Gesellschafter, ein mit ihr verbunde-
nes Unternehmen oder eine von ihr bei der Prüfung be-
schäftigte Person nach Abs. 1 ausgeschlossen ist, oder 
einer ihrer Gesellschafter an einer ausgeschlossenen 
Gesellschaft beteiligt ist, oder jemand, der zumindest 
mittelbar an der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft beteiligt 
ist, auch an einer ausgeschlossenen Gesellschaft mit 
mehr als fünf von Hundert zumindest mittelbar beteiligt 
ist. Abs. 1 Z 4 findet dabei mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass von der Prüfung der den Bestätigungsver-
merk unterzeichnende Wirtschaftsprüfer nach Abs. 1 Z 4 
ausgeschlossen wäre; dies gilt sinngemäß für eine für 
ihn tätige Person, die eine maßgeblich leitende Funktion 
bei der Prüfung ausübt. 

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf den Konzernabschluss-
prüfer sinngemäß anzuwenden. Ausgeschlossen sind 
darüber hinaus Personen, die gemäß Abs. 1 Z 4 von der 
Prüfung eines bedeutenden verbundenen Unterneh-
mens ausgeschlossen sind, sowie Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften, die gemäß Abs. 3 in Verbindung mit 
Abs. 1 Z 4 von der Prüfung eines bedeutenden verbun-
denen Unternehmens ausgeschlossen sind. 

§ 271b. (1) Ein Netzwerk liegt vor, wenn Personen bei 
ihrer Berufsausübung zur Verfolgung gemeinsamer wirt-
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schaftlicher Interessen für eine gewisse Dauer zusam-
menwirken. 

(2) Ein Abschlussprüfer ist befangen, wenn bei einem 
Mitglied seines Netzwerks die Voraussetzungen des 
§ 271 Abs. 1, Abs. 2 Z 1, 2, 5 oder 6, oder des § 271a 
Abs. 1 Z 3 vorliegen, sofern nicht durch Schutzmaß-
nahmen sichergestellt ist, dass das Netzwerkmitglied auf 
das Ergebnis der Abschlussprüfung keinen Einfluss 
nehmen kann. Er ist ausgeschlossen, wenn bei einem 
Mitglied seines Netzwerks die Voraussetzungen des 
§ 271 Abs. 2 Z 4 oder des § 271a Abs. 1 Z 2 vorliegen. 
Ist das Netzwerkmitglied keine natürliche Person, so 
sind § 271 Abs. 4 zweiter Satz und § 271a Abs. 3 sinn-
gemäß anzuwenden. 

(3) Abs. 2 ist auf den Konzernabschlussprüfer sinn-
gemäß anzuwenden. 

§ 273. (1) Der Abschlussprüfer hat über das Ergebnis 
der Prüfung schriftlich zu berichten. Im Bericht ist insbe-
sondere festzustellen, ob die Buchführung, der Jahres-
abschluss, der Lagebericht, der Konzernabschluss und 
der Konzernlagebericht den gesetzlichen Vorschriften 
entsprechen und der Corporate Governance-Bericht 
(§ 243b) aufgestellt worden ist sowie ob die gesetzlichen 
Vertreter die verlangten Aufklärungen und Nachweise 
erbracht haben. Im Prüfungsbericht zum Konzernab-
schluss ist auch festzustellen, ob die für die Übernahme 
in den Konzernabschluss maßgeblichen Vorschriften 
beachtet worden sind. Die Posten des Jahresabschlus-
ses sind aufzugliedern und zu erläutern. Nachteilige 
Veränderungen der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge gegenüber dem Vorjahr und Verluste, die das Jah-
resergebnis nicht unwesentlich beeinflusst haben, sind 
anzuführen und zu erläutern. Werden Tatsachen nach 
Abs. 2 und 3 nicht festgestellt, so ist dies im Bericht 
ausdrücklich festzuhalten. 

(2) Stellt der Abschlussprüfer bei Wahrnehmung sei-
ner Aufgaben Tatsachen fest, die den Bestand des ge-
prüften Unternehmens oder Konzerns gefährden oder 
seine Entwicklung wesentlich beeinträchtigen können 
oder die schwerwiegende Verstöße der gesetzlichen 
Vertreter oder von Arbeitnehmern gegen Gesetz, Ge-
sellschaftsvertrag oder Satzung erkennen lassen, so hat 
er darüber unverzüglich zu berichten. Darüber hinaus 
hat er unverzüglich über wesentliche Schwächen bei der 
internen Kontrolle des Rechnungslegungsprozesses zu 
berichten. 

(3) Der Abschlussprüfer hat auch unverzüglich zu be-
richten, wenn bei der Prüfung des Jahresabschlusses 
das Vorliegen der Voraussetzungen für die Vermutung 
eines Reorganisationsbedarfs (§ 22 Abs. 1 Z 1 URG) 
festgestellt wird; im Bericht sind in diesem Fall die Ei-
genmittelquote (§ 23 URG) und die fiktive Schuldentil-
gungsdauer (§ 24 URG) anzugeben. 

(4) Der Abschlussprüfer hat diese Berichte zu unter-
zeichnen und den gesetzlichen Vertretern sowie den 
Mitgliedern des Aufsichtsrats vorzulegen. Ist bei einem 
unbeschränkt haftenden Gesellschafter einer unterneh-
merisch tätigen eingetragenen Personengesellschaft im 
Sinn des § 221 Abs. 5 ein Aufsichtsrat eingerichtet, so 
hat der Abschlussprüfer den Bericht hinsichtlich der Per-
sonengesellschaft auch den Mitgliedern dieses Auf-
sichtsrats vorzulegen. 

§ 277. (1) Die gesetzlichen Vertreter von Kapitalge-
sellschaften haben den Jahresabschluß und den Lage-
bericht sowie gegebenenfalls den Corporate Governan-
ce-Bericht nach seiner Behandlung in der Hauptver-
sammlung (Generalversammlung), jedoch spätestens 
neun Monate nach dem Bilanzstichtag, mit dem Bestäti-
gungsvermerk oder dem Vermerk über dessen Versa-
gung oder Einschränkung beim Firmenbuchgericht des 
Sitzes der Kapitalgesellschaft einzureichen; innerhalb 
derselben Frist sind der Bericht des Aufsichtsrats, der 
Vorschlag über die Verwendung des Ergebnisses und 
der Beschluß über dessen Verwendung einzureichen. 
Werden zur Wahrung dieser Frist der Jahresabschluß 
und der Lagebericht sowie gegebenenfalls der Corpora-
te Governance-Bericht ohne die anderen Unterlagen 
eingereicht, so sind der Bericht und der Vorschlag nach 
ihrem Vorliegen, die Beschlüsse nach der Beschlußfas-
sung und der Vermerk nach der Erteilung unverzüglich 
einzureichen. Wird der Jahresabschluß bei nachträgli-
cher Prüfung oder Feststellung geändert, so ist auch 
diese Änderung einzureichen. 

(2) Der Vorstand einer großen Aktiengesellschaft 
(§ 221 Abs. 3) hat die Veröffentlichung des Jahresab-
schlusses unmittelbar nach seiner Behandlung in der 
Hauptversammlung, jedoch spätestens neun Monate 
nach dem Bilanzstichtag, mit dem Bestätigungsvermerk 
oder dem Vermerk über dessen Versagung oder Ein-
schränkung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung” zu veran-
lassen. Der Nachweis über die Veranlassung dieser 
Veröffentlichung ist gleichzeitig mit den in Abs. 1 be-
zeichneten Unterlagen beim Firmenbuchgericht einzu-
reichen. Bei der Veröffentlichung ist das Firmenbuchge-
richt und die Firmenbuchnummer anzugeben. Dies gilt 
auch für allfällige Änderungen (Abs. 1 letzter Satz). 

(3) In der Veröffentlichung können alle Posten in vol-
len 1 000 Euro angegeben werden. 

(4) Die gesetzlichen Vertreter von Kapitalgesellschaf-
ten haben spätestens mit den Einreichungen gemäß 
Abs. 1 und 2 oder auf dem Jahresabschluss selbst an-
zugeben, in welche der Größenklassen des § 221 Abs. 1 
bis 3 die Gesellschaft unter Bedachtnahme auf § 221 
Abs. 4 im betreffenden Geschäftsjahr einzuordnen ist. 

(5) Sonstige Veröffentlichungs- und Informationspflich-
ten bleiben unberührt. 

(6) Jahresabschlüsse sind elektronisch einzureichen 
und in die Datenbank des Firmenbuchs (§ 29 FBG) auf-
zunehmen. Überschreiten die Umsatzerlöse in den zwölf 
Monaten vor dem Abschlussstichtag des einzureichen-
den Jahresabschlusses nicht 70 000 Euro, kann der 
Jahresabschluss auch in Papierform eingereicht werden.  

Die Umsatzerlöse sind gleichzeitig mit der Einreichung 
bekannt zu geben. In Papierform eingereichte Jahresab-
schlüsse müssen für die Aufnahme in die Datenbank 
des Firmenbuchs geeignet sein. Der Bundesminister für 
Justiz kann durch Verordnung nähere Bestimmungen 
über die äußere Form der Jahresabschlüsse festlegen. 

(7) Nach der Aufnahme der Jahresabschlüsse in die 
Datenbank des Firmenbuchs hat sie das Gericht in elekt-
ronischer Form der Wirtschaftskammer Österreich, der 
Österreichischen Bundesarbeitskammer und der Präsi-
dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster-
reichs (Landwirtschaftskammer Österreich – LKÖ) zur 



114  Anhang 2
 

© dbv-Verlag 2011 
aus dem Werk „Prüfungsausschuss im Aufsichtsrat und unternehmensinterne Kontrollsysteme“ 

 

Verfügung zu stellen; dies gilt jedoch nicht für die Jah-
resabschlüsse von kleinen Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung (§ 221 Abs. 1). 

(8) Die Oesterreichische Nationalbank ist berechtigt, 
von der BundesrechenzentrumGmbH die elektronische 
Übermittlung elektronisch eingereichter Jahresabschlüs-
se gegen kostendeckendes Entgelt zu verlangen, soweit 
sie diese Daten zur Erfüllung der ihr gesetzlich oder ge-
meinschaftsrechtlich zugewiesenen Aufgaben benötigt. 
Sie ist weiters berechtigt, die Daten an die Bundesan-
stalt Statistik Österreich weiterzugeben, soweit diese die 
Daten zur Erfüllung der ihr gesetzlich oder gemein-
schaftsrechtlich zugewiesenen Aufgaben benötigt. 
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Auflistung der genannten Paragrafen des 
Aktiengesetzes, Fassung 15.2.2011:307

§ 81. (1) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat mindes-
tens einmal jährlich über grundsätzliche Fragen der 
künftigen Geschäftspolitik des Unternehmens zu berich-
ten sowie die künftige Entwicklung der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage anhand einer Vorschaurechnung 
darzustellen (Jahresbericht). Der Vorstand hat weiters 
dem Aufsichtsrat regelmäßig, mindestens vierteljährlich, 
über den Gang der Geschäfte und die Lage des Unter-
nehmens im Vergleich zur Vorschaurechnung unter Be-
rücksichtigung der künftigen Entwicklung zu berichten 
(Quartalsbericht). Bei wichtigem Anlaß ist dem Vorsit-
zenden des Aufsichtsrats unverzüglich zu berichten; fer-
ner ist über Umstände, die für die Rentabilität oder Li-
quidität der Gesellschaft von erheblicher Bedeutung 
sind, dem Aufsichtsrat unverzüglich zu berichten (Son-
derbericht). 

(2) Der Jahresbericht und die Quartalsberichte sind 
schriftlich zu erstatten und auf Verlangen des Aufsichts-
rats mündlich zu erläutern; sie sind jedem Aufsichts-
ratsmitglied auszuhändigen. Die Sonderberichte sind 
schriftlich oder mündlich zu erstatten. ' 

§ 82. Der Vorstand hat dafür zu sorgen, daß ein 
Rechnungswesen und ein internes Kontrollsystem ge-
führt werden, die den Anforderungen des Unternehmens 
entsprechen. 

§ 86. (1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei natürlichen 
Personen. Die Satzung kann eine höhere Zahl, höchs-
tens jedoch 20, festsetzen. 

(2) Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, wer 
1. bereits in zehn Kapitalgesellschaften Aufsichts-

ratsmitglied ist, wobei die Tätigkeit als Vorsitzender dop-
pelt auf diese Höchstzahl anzurechnen ist, 

2. gesetzlicher Vertreter eines Tochterunternehmens 
(§ 228 Abs. 3 UGB) der Gesellschaft ist oder 

3. gesetzlicher Vertreter einer anderen Kapitalge-
sellschaft ist, deren Aufsichtsrat ein Vorstandsmitglied 
der Gesellschaft angehört, es sei denn, eine der Gesell-
schaften ist mit der anderen konzernmäßig verbunden 
oder an ihr unternehmerisch beteiligt (§ 228 Abs. 1 
UGB). 

(3) Auf die Höchstzahlen nach Abs. 2 Z 1 sind bis zu 
zehn Sitze in Aufsichtsräten, in die das Mitglied gewählt 
oder entsandt ist, um die wirtschaftlichen Interessen des 
Bundes, eines Landes, eines Gemeindeverbandes, einer 
Gemeinde oder eines mit der Gesellschaft konzernmä-
ßig verbundenen oder an ihr unternehmerisch beteiligten 
Unternehmens (§ 228 Abs. 1 UGB) zu wahren, nicht an-
zurechnen. 

(4) Mitglied des Aufsichtsrats einer börsenotierten Ge-
sellschaft kann nicht sein, wer bereits in acht börseno-
tierten Gesellschaften Aufsichtsratsmitglied ist, wobei die 
Tätigkeit als Vorsitzender doppelt auf diese Höchstzahl 
anzurechnen ist. 

(5) Der Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied ist die Tätig-
keit als Verwaltungsratsmitglied (§§ 38 ff SEG) gleichzu-
halten. 

 
307 Bundesgesetz über Aktiengesellschaften (2011). 

(6) Hat eine Person bereits so viele oder mehr Sitze in 
Aufsichtsräten inne, als gesetzlich zulässig ist, so kann 
sie in den Aufsichtsrat einer Gesellschaft erst berufen 
werden, sobald hiedurch die gesetzliche Höchstzahl 
nicht mehr überschritten wird. 

Wahl und Abberufung 

§ 87. (1) Die Aufsichtsratsmitglieder werden von der 
Hauptversammlung gewählt. Wenn ein Aktionär oder der 
Aufsichtsrat beantragt, die Mitgliederzahl im Rahmen der 
durch die Satzung gezogenen Grenzen zu erhöhen oder 
zu verringern, ist darüber vor der Wahl abzustimmen; im 
Übrigen bleibt § 119 Abs. 3 unberührt. 

(2) Vor der Wahl haben die vorgeschlagenen Perso-
nen der Hauptversammlung ihre fachliche Qualifikation, 
ihre beruflichen oder vergleichbare Funktionen sowie al-
le Umstände darzulegen, die die Besorgnis einer Befan-
genheit begründen könnten. 

(3) Wenn dieselbe Hauptversammlung zwei oder mehr 
Aufsichtsratsmitglieder zu wählen hat, muss über jede 
zu besetzende Stelle gesondert abgestimmt werden. Ei-
ne Reihung oder Zuordnung der zur Wahl vorgeschla-
genen Personen zu den einzelnen Stellen durch denje-
nigen, der sie vorschlägt, ist zu beachten. Bei einer nicht 
börsenotierten Gesellschaft ist eine Verbindung zu ei-
nem einheitlichen Abstimmungsvorgang zulässig, wenn 
sich kein Aktionär dagegen ausspricht. 

(4) Wenn dieselbe Hauptversammlung wenigstens 
drei Aufsichtsratsmitglieder zu wählen hat und sich vor 
der Abstimmung über die letzte zu besetzende Stelle er-
gibt, dass wenigstens ein Drittel aller abgegebenen 
Stimmen bei allen vorangegangenen Wahlen zugunsten 
derselben Person, aber ohne Erfolg abgegeben wurde, 
muss diese Person ohne weitere Abstimmung als für die 
letzte Stelle gewählt erklärt werden, sofern sie auch für 
diese Stelle kandidiert. Diese Bestimmung ist so lange 
nicht anzuwenden, als sich im Aufsichtsrat ein Mitglied 
befindet, das auf diese Art durch die Minderheit gewählt 
wurde. 

(5) Von den Bestimmungen der Abs. 3 und 4 kann die 
Satzung nur abweichen, indem sie für die Wahl von Mit-
gliedern des Aufsichtsrats durch die Hauptversammlung 
eine Verhältniswahl vorsieht. 

(6) Bei einer börsenotierten Gesellschaft müssen Vor-
schläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern samt den 
Erklärungen gemäß Abs. 2 für jede vorgeschlagene Per-
son spätestens am fünften Werktag vor der Hauptver-
sammlung auf der Internetseite der Gesellschaft zugäng-
lich gemacht werden, widrigenfalls die betreffende Per-
son nicht in die Abstimmung einbezogen werden darf. 

(7) Kein Aufsichtsratsmitglied kann für längere Zeit als 
bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt 
werden, die über die Entlastung für das vierte Ge-
schäftsjahr nach der Wahl beschließt; hiebei wird das 
Geschäftsjahr, in dem das Aufsichtsratsmitglied gewählt 
wurde, nicht mitgerechnet. 

(8) Die Bestellung zum Aufsichtsratsmitglied kann vor 
Ablauf der Funktionsperiode von der Hauptversammlung 
widerrufen werden. Der Beschluß bedarf einer Mehrheit, 
die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen 
umfaßt. Die Satzung kann diese Mehrheit durch eine 
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andere ersetzen und noch andere Erfordernisse aufstel-
len. 

(9) Die Bestellung des ersten Aufsichtsrats gilt bis zur 
Beendigung der ersten Hauptversammlung, die nach 
Ablauf eines Jahres seit der Eintragung der Gesellschaft 
in das Firmenbuch zur Beschlußfassung über die Entlas-
tung stattfindet. Sie kann vorher von der Hauptversamm-
lung mit einfacher Stimmenmehrheit widerrufen werden. 

(10) Das Gericht hat auf Antrag einer Minderheit, de-
ren Anteile zusammen zehn vom Hundert des Grundka-
pitals erreichen, ein Aufsichtsratsmitglied abzuberufen, 
wenn hiefür ein wichtiger Grund vorliegt. 

Entsendung von Mitgliedern in den Aufsichtsrat 

§ 88. (1) Die Satzung kann bestimmten Aktionären 
oder den jeweiligen Inhabern bestimmter Aktien das 
Recht einräumen, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu ent-
senden. Die Gesamtzahl der entsandten Mitglieder darf 
ein Drittel aller Aufsichtsratsmitglieder nicht übersteigen. 
In nicht börsenotierten Gesellschaften darf die Gesamt-
zahl der entsandten Mitglieder die Hälfte aller Aufsichts-
ratsmitglieder nicht übersteigen. 

(2) Das Entsendungsrecht kann nur den Inhabern sol-
cher Aktien eingeräumt werden, die auf Namen lauten 
und deren Übertragung an die Zustimmung der Gesell-
schaft gebunden ist. 

(3) Die Aktien deren Inhabern das Entsendungsrecht 
zusteht, gelten nicht als eine besondere Gattung. 

(4) Die entsandten Aufsichtsratsmitglieder können von 
den Entsendungsberechtigten jederzeit abberufen und 
durch andere ersetzt werden. Liegt in der Person eines 
entsandten Mitglieds ein wichtiger Grund vor, so hat das 
Gericht auf Antrag einer Minderheit, deren Anteile zu-
sammen zehn vom Hundert des Grundkapitals errei-
chen, das Mitglied abzuberufen. 

(5) Sind die in der Satzung bestimmten Voraussetzun-
gen des Entsendungsrechts weggefallen, so kann die 
Hauptversammlung das entsandte Mitglied mit einfacher 
Stimmenmehrheit abberufen. 

Bestellung durch das Gericht 

§ 89. (1) Gehört dem Aufsichtsrat länger als drei Mo-
nate weniger als die zur Beschlußfähigkeit nötige Zahl 
von Mitgliedern an, so hat ihn das Gericht auf Antrag 
des Vorstands, eines Aufsichtsratsmitglieds oder eines 
Aktionärs auf diese Zahl zu ergänzen. Der Vorstand ist 
verpflichtet, den Antrag zu stellen. 

(2) Das Gericht hat die von ihm bestellten Mitglieder 
abzuberufen, wenn die Voraussetzungen weggefallen 
sind. 

Unvereinbarkeit der Zugehörigkeit zum Vorstand 
und zum Aufsichtsrat 

§ 90. (1) Die Aufsichtsratsmitglieder können nicht 
zugleich Vorstandsmitglieder oder dauernd Vertreter von 
Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft oder ihrer Toch-
terunternehmen (§ 228 Abs. 3 UGB) sein. Sie können 
auch nicht als Angestellte die Geschäfte der Gesell-
schaft führen. 

(2) Nur für einen im voraus begrenzten Zeitraum kann 
der Aufsichtsrat einzelne seiner Mitglieder zu Vertretern 
von behinderten Vorstandsmitgliedern bestellen. In die-

ser Zeit dürfen sie keine Tätigkeit als Aufsichtsratsmit-
glied ausüben. Das Wettbewerbsverbot des § 79 gilt für 
sie nicht. 

Veröffentlichung der Änderungen im Aufsichtsrat 

§ 91. Der Vorstand hat jeden Wechsel der Aufsichts-
ratsmitglieder unverzüglich zur Eintragung in das Fir-
menbuch anzumelden. 

Innere Ordnung des Aufsichtsrats 

§ 92. (1) Der Aufsichtsrat hat nach näherer Bestim-
mung der Satzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 
und mindestens einen Stellvertreter zu wählen. Der Vor-
stand hat zum Firmenbuch anzumelden, wer gewählt ist. 

(2) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Auf-
sichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der 
Vorsitzende oder sein Stellvertreter zu unterzeichnen 
hat. 

(3) Beschlußfassungen durch schriftliche Stimmabga-
be sind nur zulässig, wenn kein Mitglied diesem Verfah-
ren widerspricht. Dasselbe gilt für fernmündliche oder 
andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung des 
Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse. 

(4) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder 
mehrere Ausschüsse bestellen, namentlich zu dem 
Zweck, seine Verhandlungen und Beschlüsse vorzube-
reiten oder die Ausführung seiner Beschlüsse zu über-
wachen. Die gemäß § 110 ArbVG, BGBl. Nr. 22/1974, in 
der jeweils geltenden Fassung, in den Aufsichtsrat ent-
sandten Mitglieder des Betriebsrats haben Anspruch 
darauf, daß in jedem Ausschuß des Aufsichtsrats min-
destens ein von ihnen namhaft gemachtes Mitglied Sitz 
und Stimme hat; dies gilt nicht für Sitzungen und Ab-
stimmungen, die die Beziehungen zwischen der Gesell-
schaft und Mitgliedern des Vorstands betreffen, ausge-
nommen Beschlüsse auf Bestellung oder Widerruf der 
Bestellung eines Vorstandsmitglieds sowie auf Einräu-
mung von Optionen auf Aktien der Gesellschaft. 

(4a) In Gesellschaften mit den Merkmalen des § 271a 
Abs. 1 UGB ist ein Prüfungsausschuss zu bestellen. 
Unmittelbar oder mittelbar in hundertprozentigem An-
teilsbesitz stehende Unternehmen müssen keinen Prü-
fungsausschuss bestellen, sofern das Mutterunterneh-
men einen solchen bestellt hat. Der Prüfungsausschuss 
hat zumindest zwei Sitzungen im Geschäftsjahr abzuhal-
ten. Der Abschlussprüfer ist den Sitzungen des Prü-
fungsausschusses, die sich mit der Vorbereitung der 
Feststellung des Jahresabschlusses (Konzernabschlus-
ses) und dessen Prüfung beschäftigen, zuzuziehen und 
hat über die Abschlussprüfung zu berichten. Dem Prü-
fungsausschuss muss eine Person angehören, die über 
den Anforderungen des Unternehmens entsprechende 
Kenntnisse und praktische Erfahrung im Finanz- und 
Rechnungswesen und in der Berichterstattung verfügt 
(Finanzexperte). Vorsitzender des Prüfungsausschusses 
oder Finanzexperte darf nicht sein, wer in den letzten 
drei Jahren Vorstandsmitglied, leitender Angestellter 
(§ 80) oder Abschlussprüfer der Gesellschaft war oder 
den Bestätigungsvermerk unterfertigt hat oder aus ande-
ren Gründen nicht unabhängig und unbefangen ist. 

Zu den Aufgaben des Prüfungsausschusses gehören: 
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1. die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-
ses; 

2. die Überwachung der Wirksamkeit des internen 
Kontrollsystems, gegebenenfalls des internen Revisi-
onssystems, und des Risikomanagementsystems der 
Gesellschaft; 

3. die Überwachung der Abschlussprüfung und der 
Konzernabschlussprüfung; 

4. die Prüfung und Überwachung der Unabhängig-
keit des Abschlussprüfers (Konzernabschlussprüfers), 
insbesondere im Hinblick auf die für die geprüfte Gesell-
schaft erbrachten zusätzlichen Leistungen; 

5. die Prüfung des Jahresabschlusses und die Vor-
bereitung seiner Feststellung, die Prüfung des Vor-
schlags für die Gewinnverteilung, des Lageberichts und 
gegebenenfalls des Corporate Governance-Berichts so-
wie die Erstattung des Berichts über die Prüfungsergeb-
nisse an den Aufsichtsrat; 

6. gegebenenfalls die Prüfung des Konzernab-
schlusses und des Konzernlageberichts sowie die Er-
stattung des Berichts über die Prüfungsergebnisse an 
den Aufsichtsrat des Mutterunternehmens; 

7. die Vorbereitung des Vorschlags des Aufsichtsrats 
für die Auswahl des Abschlussprüfers (Konzernab-
schlussprüfers). 

(5) Der Aufsichtsrat oder sein Ausschuß ist nur dann 
beschlußfähig, wenn an der Sitzung mindestens drei 
Mitglieder teilnehmen (§ 95 Abs. 7 Satz 2 zweiter Halb-
satz). Die Satzung kann eine höhere Zahl festsetzen. 
Die Beschlußfähigkeit eines Ausschusses, dem weniger 
als drei Aufsichtsratsmitglieder angehören, ist bei Anwe-
senheit seiner sämtlichen Mitglieder gegeben. Die 
schriftliche, fernmündliche oder eine andere vergleichba-
re Form der Stimmabgabe einzelner Aufsichtsratsmit-
glieder ist zulässig, wenn die Satzung oder der Auf-
sichtsrat dies vorsieht. 

Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats und 
seiner Ausschüsse 

§ 93. (1) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und sei-
ner Ausschüsse dürfen Personen, die weder dem Auf-
sichtsrat noch dem Vorstand angehören, nicht teilneh-
men. Sachverständige und Auskunftspersonen können 
zur Beratung über einzelne Gegenstände zugezogen 
werden. Den Sitzungen, die sich mit der Feststellung 
des Jahresabschlusses und deren Vorbereitung sowie 
mit der Prüfung des Jahresabschlusses (Konzernab-
schlusses) beschäftigen, ist jedenfalls der Abschlussprü-
fer (Konzernabschlussprüfer) zuzuziehen. 

(2) Aufsichtsratsmitglieder, die dem Ausschuß nicht 
angehören, können an den Ausschußsitzungen teilneh-
men, wenn die Satzung oder der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats nichts anderes bestimmt. 

(3) Die Satzung kann zulassen, daß an den Sitzungen 
des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse Personen, die 
dem Aufsichtsrat nicht angehören, an Stelle von Auf-
sichtsratsmitgliedern teilnehmen können, wenn sie von 
diesen hiezu schriftlich ermächtigt sind. Sie können auch 
schriftliche Stimmabgaben der Aufsichtsratsmitglieder 
überreichen. 

(4) Abweichende gesetzliche Vorschriften bleiben un-
berührt. 

Einberufung des Aufsichtsrats 

§ 94. (1) Jedes Aufsichtsratsmitglied oder der Vor-
stand kann unter Angabe des Zwecks und der Gründe 
verlangen, daß der Vorsitzende des Aufsichtsrats unver-
züglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung muß bin-
nen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden. 

 (2) Wird einem von mindestens zwei Aufsichtsrats-
mitgliedern oder vom Vorstand geäußerten Verlangen 
nicht entsprochen, so können die Antragsteller unter Mit-
teilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberu-
fen. 

(3) Der Aufsichtsrat muß mindestens viermal im Ge-
schäftsjahr eine Sitzung abhalten. Die Sitzungen haben 
vierteljährlich stattzufinden. 

Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats 

§ 95. (1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu 
überwachen. 

(2) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand jederzeit ei-
nen Bericht über die Angelegenheiten der Gesellschaft 
einschließlich ihrer Beziehungen zu einem Konzernun-
ternehmen verlangen. Auch ein einzelnes Mitglied kann 
einen Bericht, jedoch nur an den Aufsichtsrat als sol-
chen, verlangen; lehnt der Vorstand die Berichterstat-
tung ab, so kann der Bericht nur dann verlangt werden, 
wenn ein anderes Aufsichtsratsmitglied das Verlangen 
unterstützt. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats kann ei-
nen Bericht auch ohne Unterstützung eines anderen 
Aufsichtsratsmitglieds verlangen. 

(3) Der Aufsichtsrat kann die Bücher und Schriften der 
Gesellschaft sowie die Vermögensgegenstände, na-
mentlich die Gesellschaftskasse und die Bestände an 
Wertpapieren und Waren, einsehen und prüfen, er kann 
damit auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte Auf-
gaben besondere Sachverständige beauftragen. 

(4) Der Aufsichtsrat hat eine Hauptversammlung ein-
zuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfordert. 

(5) Maßnahmen der Geschäftsführung können dem 
Aufsichtsrat nicht übertragen werden. Folgende Ge-
schäfte sollen jedoch nur mit Zustimmung des Aufsichts-
rats vorgenommen werden: 

1. der Erwerb und die Veräußerung von Beteiligun-
gen (§ 228 UGB) sowie der Erwerb, die Veräußerung 
und die Stillegung von Unternehmen und Betrieben; 

2. der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung 
von Liegenschaften, soweit dies nicht zum gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb gehört; 

3. die Errichtung und die Schließung von Zweignie-
derlassungen; 

4. Investitionen, die bestimmte Anschaffungskosten 
im einzelnen und insgesamt in einem Geschäftsjahr 
übersteigen; 

5. die Aufnahme von Anleihen, Darlehen und Kredi-
ten, die einen bestimmten Betrag im einzelnen und ins-
gesamt in einem Geschäftsjahr übersteigen; 

6. die Gewährung von Darlehen und Krediten, soweit 
sie nicht zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb gehört; 

7. die Aufnahme und Aufgabe von Geschäftszwei-
gen und Produktionsarten; 

8. die Festlegung allgemeiner Grundsätze der Ge-
schäftspolitik; 
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9. die Festlegung von Grundsätzen über die Gewäh-
rung von Gewinn- oder Umsatzbeteiligungen und Pensi-
onszusagen an leitende Angestellte im Sinne des § 80 
Abs. 1; 

10. die Einräumung von Optionen auf Aktien der Ge-
sellschaft an Arbeitnehmer und leitende Angestellte der 
Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unterneh-
mens sowie an Mitglieder des Vorstands und des Auf-
sichtsrats von verbundenen Unternehmen; 

11. die Erteilung der Prokura; 
12. der Abschluss von Verträgen mit Mitgliedern des 

Aufsichtsrats, durch die sich diese außerhalb ihrer Tätig-
keit im Aufsichtsrat gegenüber der Gesellschaft oder ei-
nem Tochterunternehmen (§ 228 Abs. 3 UGB) zu einer 
Leistung gegen ein nicht bloß geringfügiges Entgelt ver-
pflichten. Dies gilt auch für Verträge mit Unternehmen, 
an denen ein Aufsichtsratsmitglied ein erhebliches wirt-
schaftliches Interesse hat; 

13. die Übernahme einer leitenden Stellung (§ 80) in 
der Gesellschaft innerhalb von zwei Jahren nach Zeich-
nung des Bestätigungsvermerks durch den Abschluss-
prüfer, durch den Konzernabschlussprüfer, durch den 
Abschlussprüfer eines bedeutenden verbundenen Un-
ternehmens oder durch den den jeweiligen Bestäti-
gungsvermerk unterzeichnenden Wirtschaftsprüfer so-
wie eine für ihn tätige Person, die eine maßgeblich lei-
tende Funktion bei der Prüfung ausgeübt hat, soweit 
dies nicht gemäß § 271c UGB untersagt ist; 

14. Maßnahmen, mit denen der Vorstand von einer 
ihm gemäß § 102 Abs. 3 oder 4 erteilten Ermächtigung 
Gebrauch macht. 

Zu den in den Z 1 und 2 genannten Geschäften kann 
die Satzung oder der Aufsichtsrat Betrags-grenzen fest-
setzen, zu den in den Z 4, 5 und 6 genannten Geschäf-
ten haben die Satzung oder der Aufsichtsrat eine Be-
tragsgrenze festzusetzen. Die Satzung oder der Auf-
sichtsrat kann auch anordnen, daß bestimmte Arten von 
Geschäften nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vor-
genommen werden sollen. 

(6) Sollen Optionen, die mit eigenen Aktien oder mit 
Aktien von dritten nicht unter § 66 fallenden Personen 
bedient werden, Arbeitnehmern oder leitenden Ange-
stellten der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen 
Unternehmens eingeräumt werden, so hat der Vorstand, 
sollen sie Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft oder 
eines verbundenen Unternehmens eingeräumt werden, 
so hat der Aufsichtsrat spätestens zwei Wochen vor Zu-
standekommen des Aufsichtsratsbeschlusses einen Be-
richt gemäß § 159 Abs. 2 Z 3 zu veröffentlichen. 

(7) Die Aufsichtsratsmitglieder können ihre Obliegen-
heiten nicht durch andere ausüben lassen. Die Satzung 
kann aber zulassen, daß ein Aufsichtsratsmitglied ein 
anderes schriftlich mit seiner Vertretung bei einer einzel-
nen Sitzung betraut; ein so vertretenes Mitglied ist bei 
der Feststellung der Beschlußfähigkeit einer Sitzung 
(§ 92 Abs. 5) nicht mitzuzählen. Das Recht, den Vorsitz 
zu führen, kann nicht übertragen werden. 

Bericht an die Hauptversammlung 
§ 96. (1) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat die Unter-

lagen gemäß § 222 Abs. 1 UGB und, wenn der Jahres-
abschluss einen Bilanzgewinn ausweist, einen Vor-
schlag für die Gewinnverwendung vorzulegen. Der Auf-

sichtsrat hat diese Unterlagen innerhalb von zwei Mona-
ten nach Vorlage zu prüfen, sich gegenüber dem Vor-
stand darüber zu erklären und einen Bericht an die 
Hauptversammlung zu erstatten. 

(2) In dem Bericht hat der Aufsichtsrat mitzuteilen, in 
welcher Art und in welchem Umfang er die Geschäfts-
führung der Gesellschaft während des Geschäftsjahrs 
geprüft hat, welche Stelle den Jahresabschluß und den 
Lagebericht sowie gegebenenfalls den Corporate Go-
vernance-Bericht geprüft hat und ob diese Prüfungen 
nach ihrem abschließenden Ergebnis zu wesentlichen 
Beanstandungen Anlaß gegeben haben. 

(3) Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß auch für die Vorla-
ge und Prüfung des Konzernabschlusses und des Kon-
zernlageberichts. 

(4) Billigt der Aufsichtsrat den Jahresabschluss, so ist 
dieser festgestellt, wenn sich nicht Vorstand und Auf-
sichtsrat für eine Feststellung durch die Hauptversamm-
lung entscheiden. 

Vertretung der Gesellschaft 
§ 97. (1) Der Aufsichtsrat ist befugt, die Gesellschaft 

bei der Vornahme von Rechtsgeschäften mit den Vor-
standsmitgliedern zu vertreten und gegen diese die von 
der Hauptversammlung beschlossenen Rechtsstreitig-
keiten zu führen. 

(2) Der Aufsichtsrat kann, wenn die Verantwortlichkeit 
eines seiner Mitglieder in Frage kommt, ohne und selbst 
gegen den Beschluß der Hauptversammlung gegen die 
Vorstandsmitglieder klagen. 

Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 
§ 98. (1) Den Aufsichtsratsmitgliedern kann für ihre 

Tätigkeit eine mit ihren Aufgaben und mit der Lage der 
Gesellschaft in Einklang stehende Vergütung gewährt 
werden. Ist die Vergütung in der Satzung festgesetzt, so 
kann eine Satzungsänderung, durch die die Vergütung 
herabgesetzt wird, von der Hauptversammlung mit ein-
facher Stimmenmehrheit beschlossen werden. 

 (2) Den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats kann nur 
die Hauptversammlung eine Vergütung für ihre Tätigkeit 
bewilligen. Der Beschluß kann erst in der Hauptver-
sammlung gefaßt werden, die über die Entlastung des 
ersten Aufsichtsrats beschließt. 

(3) Sollen mit eigenen Aktien oder mit Aktien von drit-
ten nicht unter § 66 fallenden Personen zu bedienende 
Optionen Aufsichtsratsmitgliedern der Gesellschaft oder 
eines verbundenen Unternehmens eingeräumt werden, 
so hat der Vorstand der Hauptversammlung einen Be-
richt gemäß § 159 Abs. 2 Z 3 zu erstatten und offenzu-
legen. 

Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Auf-
sichtsratsmitglieder 

§ 99. Für die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit 
der Aufsichtsratsmitglieder gilt § 84 über die Sorgfalts-
pflicht und Verantwortlichkeit der Vorstandsmitglieder 
sinngemäß. 
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Auflistung der genannten Paragrafen des 
GmbH-Gesetzes, Fassung 15.2.2011:308

§ 22. (1) Die Geschäftsführer haben dafür zu sorgen, 
daß ein Rechnungswesen und ein internes Kontrollsys-
tem geführt werden, die den Anforderungen des Unter-
nehmens entsprechen. 

(2) Jedem Gesellschafter sind ohne Verzug nach Auf-
stellung des Jahresabschlusses samt Lagebericht und 
des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht Ab-
schriften zuzusenden. Er kann innerhalb von vierzehn 
Tagen vor der zur Prüfung des Jahresabschlusses beru-
fenen Versammlung der Gesellschafter oder vor Ablauf 
der für die schriftliche Abstimmung festgesetzten Frist in 
die Bücher und Schriften der Gesellschaft Einsicht neh-
men. Eine Bestimmung, daß den Gesellschaftern das 
Einsichtsrecht nicht zustehe, oder daß es innerhalb einer 
kürzeren Frist auszuüben oder sonstigen Beschränkun-
gen unterworfen sei, darf in den Gesellschaftsvertrag nur 
aufgenommen werden, wenn ein Aufsichtsrat zu bestel-
len ist. 

(3) Ist das Einsichtsrecht der Gesellschafter gemäß 
Abs. 2 ausgeschlossen, die hiefür bestehende gesetzli-
che Frist verkürzt oder sonstigen Beschränkungen un-
terworfen worden, so sind der Lagebericht, der Vor-
schlag der Geschäftsführer für die Gewinnverteilung, der 
Prüfungsbericht und der Konzernprüfungsbericht jedem 
Gesellschafter unverzüglich zuzusenden. 

§ 23. Auf große Gesellschaften (§ 221 UGB) sind die 
§§ 130 und 260 AktG 1965 sinngemäß anzuwenden. 

Bericht an den Aufsichtsrat 

§ 28a. (1) Die Geschäftsführer haben dem Aufsichtsrat 
mindestens einmal jährlich über grundsätzliche Fragen 
der künftigen Geschäftspolitik des Unternehmens zu be-
richten sowie die künftige Entwicklung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage anhand einer Vorschaurech-
nung darzustellen (Jahresbericht). Die Geschäftsführer 
haben weiters dem Aufsichtsrat regelmäßig, mindestens 
vierteljährlich, über den Gang der Geschäfte und die La-
ge des Unternehmens im Vergleich zur Vorschaurech-
nung unter Berücksichtigung der künftigen Entwicklung 
zu berichten (Quartalsbericht). Bei wichtigem Anlaß ist 
dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats unverzüglich zu be-
richten; ferner ist über Umstände, die für die Rentabilität 
oder Liquidität der Gesellschaft von erheblicher Bedeu-
tung sind, dem Aufsichtsrat unverzüglich zu berichten 
(Sonderbericht). 

(2) Der Jahresbericht und die Quartalsberichte sind 
schriftlich zu erstatten und auf Verlangen des Aufsichts-
rats mündlich zu erläutern; sie sind jedem Aufsichts-
ratsmitglied auszuhändigen. Die Sonderberichte sind 
schriftlich oder mündlich zu erstatten. 

Der Aufsichtsrat. 

§ 29. (1) Ein Aufsichtrat muß bestellt werden, wenn 
1. das Stammkapital 70 000 Euro und die Anzahl der 

Gesellschafter fünfzig übersteigen, oder 

 
308 Gesetz vom 6. März 1906, über Gesellschaften mit 

beschränkter Haftung (2011). 

2. die Anzahl der Arbeitnehmer im Durchschnitt drei-
hundert übersteigt, oder 

3. die Gesellschaft Aktiengesellschaften, aufsichts-
ratspflichtige Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung im Sinn 
des Abs. 2 Z 1 einheitlich leitet (§ 15 Abs. 1 Aktienge-
setz 1965) oder auf Grund einer unmittelbaren Beteili-
gung von mehr als 50 Prozent beherrscht und in beiden 
Fällen die Anzahl der Arbeitnehmer jener Gesellschaft 
und dieser Gesellschaften zusammen im Durchschnitt 
dreihundert übersteigt, oder 

4. die Gesellschaft persönlich haftender Gesellschaf-
ter einer Kommanditgesellschaft ist und die Anzahl der 
Arbeitnehmer in ihrem Unternehmen und im Unterneh-
men der Kommanditgesellschaft im Durchschnitt zu-
sammen dreihundert übersteigt, oder 

5. aufgrund des VIII. Teils des Arbeitsverfassungs-
gesetzes die Organe zur Vertretung der Arbeitnehmer 
einer aus einer grenzüberschreitenden Verschmelzung 
hervorgehenden Gesellschaft das Recht haben, einen 
Teil der Mitglieder des Aufsichtsrates zu wählen oder zu 
bestellen oder deren Bestellung zu empfehlen oder ab-
zulehnen. 

(2) Keine Pflicht zur Bestellung eines Aufsichtsrats be-
steht 

1. im Fall des Abs. 1 Z 2, wenn die Gesellschaft un-
ter einheitlicher Leitung einer aufsichtsratspflichtigen 
Kapitalgesellschaft steht oder von einer solchen auf 
Grund einer unmittelbaren Beteiligung von mehr als 50 
Prozent beherrscht wird und in beiden Fällen die Anzahl 
der Arbeitnehmer der Gesellschaft im Durchschnitt fünf-
hundert nicht übersteigt, oder 

2. im Fall des Abs. 1 Z 4, wenn neben der Gesell-
schaft eine natürliche Person, die von der Vertretung der 
Kommanditgesellschaft nicht ausgeschlossen ist, per-
sönlich haftender Gesellschafter der Kommanditgesell-
schaft ist. 

(3) Der jeweilige Durchschnitt der Arbeitnehmeranzahl 
(Abs. 1 und 2) bestimmt sich nach den Arbeitnehmeran-
zahlen an den jeweiligen Monatsletzten innerhalb des 
vorangegangenen Kalenderjahrs. 

(4) Die Geschäftsführer haben in den Fällen des 
Abs. 1 Z 2 bis 4 nach Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen jeweils zum 1. Jänner den Durchschnitt der Ar-
beitnehmeranzahl der im vorangegangenen Jahr be-
schäftigten Arbeitnehmer festzustellen. Übersteigt die 
Durchschnittszahl dreihundert bzw. fünfhundert, so ha-
ben sie dies dem Gericht unverzüglich mitzuteilen; die 
nächste Feststellung der Arbeitnehmeranzahl ist jeweils 
drei Jahre nach dem im ersten Satz genannten Stichtag 
zum 1. Jänner durchzuführen. Eine Änderung der Ar-
beitnehmeranzahl innerhalb der jeweiligen drei Jahre ist 
auf die Notwendigkeit des Vorhandenseins eines Auf-
sichtsrats ohne Einfluß. Wird bei einer der Feststellun-
gen ermittelt, daß die Durchschnittszahl dreihundert 
bzw. fünfhundert nicht übersteigt, so ist die nächste 
Feststellung jeweils zum 1. Jänner der folgenden Jahre 
bis zur Feststellung der Überschreitung der Zahlen drei-
hundert bzw. fünfhundert zu wiederholen. 

(5) Im Fall des Abs. 1 Z 3 haben die vertretungsbefug-
ten Organe der dort genannten Gesellschaften den Ge-
schäftsführern der Gesellschaft auf deren Verlangen die 
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für die Feststellung (Abs. 4) erforderlichen Auskünfte 
rechtzeitig zu erteilen. 

(6) In anderen als in den im Abs. 1 genannten Fällen 
kann die Bestellung eines Aufsichtsrats im Gesell-
schaftsvertrag festgestzt werden. 

§ 30. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. Es 
können auch mehr Mitglieder bestellt werden, soweit 
dies nicht einer Regelung der Mitgliederzahl im Gesell-
schaftsvertrag widerspricht. 

§ 30a. (1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats müssen na-
türliche Personen sein. 

(2) Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, wer 
1. bereits in zehn Kapitalgesellschaften Aufsichts-

ratsmitglied ist, wobei die Tätigkeit als Vorsitzender dop-
pelt auf diese Höchstzahl anzurechnen ist, 

2. gesetzlicher Vertreter eines Tochterunternehmens 
(§ 228 Abs. 3 UGB) der Gesellschaft ist oder 

3. gesetzlicher Vertreter einer anderen Kapitalge-
sellschaft ist, deren Aufsichtsrat ein Geschäftsführer der 
Gesellschaft angehört, es sei denn, eine der Gesell-
schaften ist mit der anderen konzernmäßig verbunden 
oder an ihr unternehmerisch beteiligt (§ 228 Abs. 1 
UGB). 

(3) Auf die Höchstzahlen nach Abs. 2 Z 1 sind bis zu 
zehn Sitze in Aufsichtsräten, in die das Mitglied gewählt 
oder entsandt ist, um die wirtschaftlichen Interessen des 
Bundes, eines Landes, eines Gemeindeverbandes, einer 
Gemeinde oder eines mit der Gesellschaft konzernmä-
ßig verbundenen oder an ihr unternehmerisch beteiligten 
Unternehmens (§ 228 Abs. 1 UGB) zu wahren, nicht an-
zurechnen. 

(4) Der Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied ist die Tätig-
keit als Verwaltungsratsmitglied (§§ 38 ff SEG) gleichzu-
halten. 

(5) Hat eine Person bereits so viele oder mehr Sitze in 
Aufsichtsräten inne, als gesetzlich zulässig ist, so kann 
sie in den Aufsichtsrat einer Gesellschaft erst berufen 
werden, sobald hiedurch die gesetzliche Höchstzahl 
nicht mehr überschritten wird. 

§ 30b. (1) Die Aufsichtsratsmitglieder werden durch 
Gesellschafterbeschluß gewählt. Falls wenigstens drei 
Aufsichtsratsmitglieder von derselben Generalversamm-
lung zu wählen sind, kann von einem Drittel des in der 
Generalversammlung vertretenen Stammkapitals ver-
langt werden, daß die Wahl für jedes zu bestellende Mit-
glied des Aufsichtsrats abgesondert erfolge. Ergibt sich 
vor der Wahl des letzten zu bestellenden Mitglieds, daß 
wenigstens der dritte Teil aller abgegebenen Stimmen 
bei allen vorangegangenen Wahlen zugunsten dersel-
ben Person, aber ohne Erfolg abgegeben worden ist, so 
muß diese Person ohne weitere Abstimmung als für die 
letzte Stelle gewählt erklärt werden. Diese Vorschrift fin-
det auf Wahlen von Mitgliedern des Aufsichtsrats solan-
ge keine Anwendung, als sich im Aufsichtsrat ein Mit-
glied befindet, welches auf die vorbezeichnete Art durch 
die Minderheit gewählt wurde. 

(1a) Vor der Wahl haben die vorgeschlagenen Perso-
nen den Gesellschaftern ihre fachliche Qualifikation, ihre 
beruflichen oder vergleichbare Funktionen sowie alle 

Umstände darzulegen, die die Besorgnis einer Befan-
genheit begründen könnten. 

(2) Kein Aufsichtsratsmitglied kann für längere Zeit als 
bis zum Gesellschafterbeschluß gewählt werden, der 
über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 
der Wahl beschließt; hiebei wird das Geschäftsjahr, in 
dem das Aufsichtsratsmitglied gewählt wurde, nicht mit-
gerechnet. 

(3) Die Bestellung zum Aufsichtsratsmitglied kann vor 
Ablauf der Funktionsperiode durch Gesellschafter-
beschluß widerrufen werden. Der Beschluß bedarf einer 
Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen 
Stimmen umfaßt. Der Gesellschaftsvertrag kann diese 
Mehrheit durch eine andere ersetzen und noch andere 
Erfordernisse aufstellen. 

(4) Die Bestellung des ersten Aufsichtsrats bei Errich-
tung der Gesellschaft gilt bis zum Gesellschafter-
beschluß, der nach Ablauf eines Jahres seit der Eintra-
gung der Gesellschaft in das Firmenbuch zur Beschluß-
fassung über die Entlastung stattfindet.  Sie kann vorher 
durch Gesellschafterbeschluß mit einfacher Stimmen-
mehrheit widerrufen werden. 

(5) Das Gericht hat auf Antrag einer Minderheit, deren 
Anteile zusammen den zehnten Teil des Stammkapitals 
erreichen, ein Aufsichtsratsmitglied abzuberufen, wenn 
hiefür ein wichtiger Grund vorliegt. 

§ 30c. (1) Der Gesellschaftsvertrag kann bestimmten 
Gesellschaftern oder den jeweiligen Inhabern bestimm-
ter Geschäftsanteile das Recht einräumen, Mitglieder in 
den Aufsichtsrat zu entsenden. 

(2) Das Entsendungsrecht kann nur den Inhabern sol-
cher Geschäftsanteile eingeräumt werden, deren Über-
tragung an die Zustimmung der Gesellschaft gebunden 
ist. 

(3) Die entsandten Aufsichtsratsmitglieder können von 
den Entsendungsberechtigten jederzeit abberufen und 
durch andere ersetzt werden. 

(4) Sind die im Gesellschaftsvertrag bestimmten Vor-
aussetzungen des Entsendungsrechts weggefallen, so 
kann durch Gesellschafterbeschluß das entsandte Mit-
glied mit einfacher Stimmenmehrheit abberufen werden. 

§ 30d. (1) Gehört dem Aufsichtsrat länger als drei Mo-
nate weniger als die zur Beschlußfähigkeit nötige Zahl 
von Mitgliedern an, so hat ihn das Gericht auf Antrag der 
Geschäftsführer, eines Aufsichtsratsmitglieds oder eines 
Gesellschafters auf diese Zahl zu ergänzen. Die Ge-
schäftsführer sind verpflichtet, den Antrag zu stellen. 

(2) Wenn ein Aufsichtsrat nach Gesetz oder Gesell-
schaftsvertrag bestellt werden muß, hat das Gericht die 
Bestellung gemäß Abs. 1 von Amts wegen vorzuneh-
men. 

(3) Das Gericht hat die von ihm bestellten Mitglieder 
abzuberufen, wenn die Voraussetzungen weggefallen 
sind. 

§ 30e. (1) Die Aufsichtsratsmitglieder können nicht 
zugleich Geschäftsführer oder dauernd Vertreter von 
Geschäftsführern der Gesellschaft oder ihrer Tochterun-
ternehmen (228 Abs. 3 UGB) sein. Sie können auch 
nicht als Angestellte die Geschäfte der Gesellschaft füh-
ren. 
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(2) Nur für einen im voraus begrenzten Zeitraum kön-
nen durch Gesellschafterbeschluß einzelne Aufsichts-
ratsmitglieder zu Vertretern von behinderten Geschäfts-
führern bestellt werden. In dieser Zeit dürfen sie keine 
Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied ausüben. Das Wett-
bewerbsverbot für Geschäftsführer gilt für sie nicht. 

§ 30f. (1) Die Geschäftsführer haben jede Neubestel-
lung und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern un-
verzüglich mit Angabe deren Namen und Geburtsdatum 
zur Eintragung in das Firmenbuch anzumelden. 

(2) § 26 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 30g. (1) Aus der Mitte des Aufsichtsrats sind ein 
Vorsitzender und mindestens ein Stellvertreter zu bestel-
len. Die Geschäftsführer haben zum Firmenbuch anzu-
melden, wer gewählt ist. 

(2) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Auf-
sichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der 
Vorsitzende oder sein Stellvertreter zu unterzeichnen 
hat. 

(3) Beschlußfassungen durch schriftliche Stimmabga-
be sind nur zulässig, wenn kein Mitglied diesem Verfah-
ren widerspricht. Dasselbe gilt für fernmündliche oder 
andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung des 
Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse. 

(4) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder 
mehrere Ausschüsse bestellen, namentlich zu dem 
Zweck, seine Verhandlungen und Beschlüsse vorzube-
reiten oder die Ausführung seiner Beschlüsse zu über-
wachen. Die gemäß § 110 Abs. 4 des Arbeitsverfas-
sungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, in den Aufsichtsrat 
entsandten Mitglieder des Betriebsrats haben Anspruch 
darauf, daß in jedem Ausschuß des Aufsichtsrats min-
destens ein von ihnen namhaft gemachtes Mitglied Sitz 
und Stimme hat; dies gilt nicht für Sitzungen und Ab-
stimmungen, die die Beziehungen zwischen der Gesell-
schaft und den Geschäftsführern betreffen. 

(4a) In aufsichtsratspflichtigen (§ 29) Gesellschaften 
mit den Merkmalen des § 271a Abs. 1 UGB ist ein Prü-
fungsausschuss zu bestellen. Unmittelbar oder mittelbar 
in hundertprozentigem Anteilsbesitz stehende Unter-
nehmen müssen keinen Prüfungsausschuss bestellen, 
sofern das Mutterunternehmen einen solchen bestellt 
hat. Der Prüfungsausschuss hat zumindest zwei Sitzun-
gen im Geschäftsjahr abzuhalten. Der Abschlussprüfer 
ist den Sitzungen des Prüfungsausschusses, die sich mit 
der Prüfung des Jahresabschlusses (Konzernabschlus-
ses) beschäftigen, zuzuziehen und hat über die Ab-
schlussprüfung zu berichten. Dem Prüfungsausschuss 
muss eine Person angehören, die über den Anforderun-
gen des Unternehmens entsprechende Kenntnisse und 
praktische Erfahrung im Finanz- und Rechnungswesen 
und in der Berichterstattung verfügt (Finanzexperte). 
Vorsitzender des Prüfungsausschusses oder Finanzex-
perte darf nicht sein, wer in den letzten drei Jahren Ge-
schäftsführer, leitender Angestellter (§ 80 Aktienge-
setz 1965) oder Abschlussprüfer der Gesellschaft war 
oder den Bestätigungsvermerk unterfertigt hat oder aus 
anderen Gründen nicht unabhängig und unbefangen ist. 

Zu den Aufgaben des Prüfungsausschusses gehören: 
1. die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-

ses; 

2. die Überwachung der Wirksamkeit des internen 
Kontrollsystems, gegebenenfalls des internen Revisi-
onssystems, und des Risikomanagementsystems der 
Gesellschaft; 

3. die Überwachung der Abschlussprüfung und der 
Konzernabschlussprüfung; 

4. die Prüfung und Überwachung der Unabhängig-
keit des Abschlussprüfers (Konzernabschlussprüfers), 
insbesondere im Hinblick auf die für die geprüfte Gesell-
schaft erbrachten zusätzlichen Leistungen; 

5. die Prüfung des Jahresabschlusses, des Vor-
schlags für die Gewinnverteilung und des Lageberichts 
sowie die Erstattung des Berichts über die Prüfungser-
gebnisse an den Aufsichtsrat; 

6. gegebenenfalls die Prüfung des Konzernab-
schlusses und des Konzernlageberichts sowie die Er-
stattung des Berichts über die Prüfungsergebnisse an 
den Aufsichtsrat des Mutterunternehmens; 

7. die Vorbereitung des Vorschlags des Aufsichtsrats 
für die Auswahl des Abschlussprüfers (Konzernab-
schlussprüfers). 

(5) Der Aufsichtsrat oder sein Ausschuß ist nur dann 
beschlußfähig, wenn an der Sitzung mindestens drei 
Mitglieder teilnehmen. Der Gesellschaftsvertrag kann ei-
ne höhere Zahl festsetzen. Die Beschlußfähigkeit eines 
Ausschusses, dem weniger als drei Aufsichtsratsmitglie-
der angehören, ist bei Anwesenheit seiner sämtlichen 
Mitglieder gegeben. Die schriftliche, fernmündliche oder 
eine andere vergleichbare Form der Stimmabgabe ein-
zelner Aufsichtsratsmitglieder ist zulässig, wenn der Ge-
sellschaftsvertrag oder der Aufsichtsrat dies vorsieht. 

§ 30h. (1) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und 
seiner Ausschüsse dürfen Personen, die weder dem 
Aufsichtsrat angehören noch Geschäftsführer sind, nicht 
teilnehmen. Sachverständige und Auskunftspersonen 
können zur Beratung über einzelne Gegenstände zuge-
zogen werden. Den Sitzungen, die sich mit der Prüfung 
des Jahresabschlusses (Konzernabschlusses), des Vor-
schlags für die Gewinnverteilung und des Lageberichts 
beschäftigen, ist jedenfalls der Abschlussprüfer (Kon-
zernabschlussprüfer) zuzuziehen. 

(2) Aufsichtsratsmitglieder, die dem Ausschuß nicht 
angehören, können an den Ausschußsitzungen teilneh-
men, wenn der Gesellschaftsvertrag oder der Vorsitzen-
de des Aufsichtsrats nichts anderes bestimmt. 

(3) Der Gesellschaftsvertrag kann zulassen, daß an 
den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse 
Personen, die dem Aufsichtsrat nicht angehören, an 
Stelle von Aufsichtsratsmitgliedern teilnehmen können, 
wenn sie von diesen hiezu schriftlich ermächtigt sind. 
Sie können auch schriftliche Stimmabgaben der Auf-
sichtsratsmitglieder überreichen. 

§ 30i. (1) Jedes Aufsichtsratsmitglied oder die Ge-
schäftsführer können unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe verlangen, daß der Vorsitzende des Aufsichts-
rats unverzüglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung 
muß binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfin-
den. 

(2) Wird einem von mindestens zwei Aufsichtsratsmit-
gliedern oder von den Geschäftsführern geäußerten Ver-
langen nicht entsprochen, so können die Antragsteller 
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unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat 
einberufen. 

(3) Der Aufsichtsrat muß mindestens viermal im Ge-
schäftsjahr eine Sitzung abhalten. Die Sitzungen haben 
vierteljährlich stattzufinden. 

§ 30j. (1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu 
überwachen. 

(2) Der Aufsichtsrat kann von den Geschäftsführern 
jederzeit einen Bericht über die Angelegenheiten der 
Gesellschaft einschließlich ihrer Beziehungen zu einem 
Konzerunternehmen verlangen. Auch ein einzelnes Mit-
glied kann einen Bericht, jedoch nur an den Aufsichtsrat 
als solchen, verlangen; lehnen die Geschäftsführer die 
Berichterstattung ab, so kann der Bericht nur dann ver-
langt werden, wenn ein anderes Aufsichtsratsmitglied 
das Verlangen unterstützt. Der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats kann einen Bericht auch ohne Unterstützung 
eines anderen Aufsichtsratsmitglieds verlangen. 

(3) Der Aufsichtsrat kann die Bücher und Schriften der 
Gesellschaft sowie die Vermögensgegenstände, na-
mentlich die Gesellschaftskasse und die Bestände an 
Wertpapieren und Waren, einsehen und prüfen, er kann 
damit auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte Auf-
gaben besondere Sachverständige beauftragen. 

(4) Der Aufsichtsrat hat eine Generalversammlung 
einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfor-
dert. 

(5) Folgende Geschäfte sollen jedoch nur mit Zustim-
mung des Aufsichtrats vorgenommen werden: 

1. der Erwerb und die Veräußerung von Beteiligun-
gen (§ 228 UGB) sowie der Erwerb, die Veräußerung 
und die Stillegung von Unternehmen und Betrieben, 

2. der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung 
von Liegenschaften, soweit dies nicht zum gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb gehört; 

3. die Errichtung und die Schließung von Zweignie-
derlassungen; 

4. Investitionen, die bestimmte Anschaffungskosten 
im einzelnen und insgesamt in einem Geschäftsjahr 
übersteigen; 

5. die Aufnahme von Anleihen, Darlehen und Kredi-
ten, die einen bestimmten Betrag im einzelnen und ins-
gesamt in einem Geschäftsjahr übersteigen; 

6. die Gewährung von Darlehen und Krediten, soweit 
sie nicht zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb gehört; 

7. die Aufnahme und Aufgabe von Geschäftszwei-
gen und Produktionsarten; 

8. die Festlegung allgemeiner Grundsätze der Ge-
schäftspolitik; 

9. die Festlegung von Grundsätzen über die Gewäh-
rung von Gewinn- oder Umsatzbeteiligungen und Pensi-
onszusagen an Geschäftsführer und leitende Angestellte 
im Sinne des § 80 Abs. 1 des Aktiengesetezs 1965; 

10. der Abschluss von Verträgen mit Mitgliedern des 
Aufsichtsrats, durch die sich diese außerhalb ihrer Tätig-
keit im Aufsichtsrat gegenüber der Gesellschaft oder ei-
nem Tochterunternehmen (§ 228 Abs. 3 UGB) zu einer 
Leistung gegen ein nicht bloß geringfügiges Entgelt ver-
pflichten. Dies gilt auch für Verträge mit Unternehmen, 
an denen ein Aufsichtsratsmitglied ein erhebliches wirt-
schaftliches Interesse hat; 

11. die Übernahme einer leitenden Stellung (§ 80 Ak-
tiengesetz 1965) in der Gesellschaft innerhalb von zwei 
Jahren nach Zeichnung des Bestätigungsvermerks 
durch den Abschlussprüfer, durch den Konzernab-
schlussprüfer, durch den Abschlussprüfer eines bedeu-
tenden verbundenen Unternehmens oder durch den den 
jeweiligen Bestätigungsvermerk unterzeichnenden Wirt-
schaftsprüfer sowie eine für ihn tätige Person, die eine 
maßgeblich leitende Funktion bei der Prüfung ausgeübt 
hat, soweit dies nicht gemäß § 271c UGB untersagt ist. 

Zu den in den Z 1 und 2 genannten Geschäften kann 
der Gesellschaftsvertrag Betragsgrenzen festsetzen, zu 
den in den Z 4, 5 und 6 genannten Geschäften hat er 
Bertragsgrenzen festzusetzen. Der Gesellschaftsvertrag 
oder der Aufsichtsrat kann auch anordnen, daß be-
stimmte Arten von Geschäften nur mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats vorgenommen werden sollen. 

(6) Die Aufsichtsratsmitglieder können ihre Obliegen-
heiten nicht durch andere ausüben lassen. Der Gesell-
schaftsvertrag kann aber zulassen, daß ein Aufsichts-
ratsmitglied ein anderes schriftlich mit seiner Vertretung 
bei einer einzelnen Sitzung betraut; ein so vertretenes 
Mitglied ist bei der Feststellung der Beschlußfähigkeit 
einer Sitzung nicht mitzuzählen. Das Recht, den Vorsitz 
zu führen, kann nicht übertragen werden. 

§ 30k. (1) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, 
einen allfälligen Konzernabschluss, den Vorschlag für 
die Gewinnverteilung sowie den Lagebericht und den all-
fälligen Konzernlagebericht zu prüfen und der General-
versammlung darüber zu berichten. 

(2) In dem Bericht hat der Aufsichtsrat mitzuteilen, in 
welcher Art und in welchem Umfang er die Geschäfts-
führung der Gesellschaft während des Geschäftsjahrs 
geprüft hat, welche Stelle den Jahresabschluß und den 
Geschäftsbericht geprüft hat und ob diese Prüfungen 
nach ihrem abschließenden Ergebnis zu wesentlichen 
Beanstandungen Anlaß gegeben haben. 

§ 30l. (1) Der Aufsichtsrat ist befugt, die Gesellschaft 
bei der Vornahme von Rechtsgeschäften mit den Ge-
schäftsführern zu vertreten und gegen diese durch Ge-
sellschafterbeschluß beschlossenen Rechtsstreitigkeiten 
zu führen. 

(2) Der Aufsichtsrat hat gegen die Geschäftsführer die 
von den Gesellschaftern beschlossenen Rechtsstreitig-
keiten zu führen, wenn die Gesellschafter nicht besonde-
re Vertreter gewählt haben. 

(3) Der Aufsichtsrat kann, wenn die Verantwortlichkeit 
eines seiner Mitglieder in Frage kommt, ohne Gesell-
schafterbeschluß und selbst gegen den Beschluß der 
Gesellschafter die Geschäftsführer klagen. 

(4) Weitere Obliegenheiten können dem Aufsichtsrat 
durch den Gesellschaftsvertrag oder durch Gesellschaf-
terbeschluß übertragen werden. 

§ 31. (1) Den Aufsichtsratsmitgliedern kann für ihre 
Tätigkeit eine mit ihren Aufgaben und mit der Lage der 
Gesellschaft in Einklang stehende Vergütung gewährt 
werden. Ist die Vergütung im Gesellschaftsvertrag fest-
gesetzt, so kann eine Änderung, durch die die Vergü-
tung herabgesetzt wird, durch Gesellschafterbeschluß 
mit einfacher Stimmenmehrheit beschlossen werden. 
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(2) Den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats kann nur 
durch Gesellschafterbeschluß eine Vergütung für ihre 
Tätigkeit bewilligt werden. Der Beschluß kann erst ge-
faßt werden, sobald über die Entlastung des ersten Auf-
sichtsrats ein Gesellschafterbeschluß gefaßt wird. 

§ 32. Über die gemäß § 25 Abs. 4 zwischen der Ge-
sellschaft und Geschäftsführern geschlossenen Ge-
schäfte hat der Aufsichtsrat jeweils der nächsten Gene-
ralversammlung zu berichten. 

§ 33. (1) Die in den § 25 und 27 hinsichtlich der Ge-
schäftsführer getroffenen Anordnungen finden auch auf 
den Aufsichtsrat Anwendung. 

(2) Sind die Mitglieder des Aufsichtsrates zugleich mit 
Geschäftsführern zum Ersatze eines Schadens ver-
pflichtet, so haften sie mit diesem zur ungeteilten Hand. 

 


